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Die Stadtverordnetenversammlung
- Ausschuss für Frauenangelegenheiten -

Punkt 4 der öffentlichen Sitzung am 01.03.2005  

Vorlage Nr. 05-F-01-0019

Gender-Mainstreaming bei der Arbeitsverwaltung
- Antrag der SPD-Stadtverordnetenfraktion vom 21.2.2005 -

Der Ausschuss möge beschließen:

Der Magistrat wird gebeten zu berichten, ob bei der Umsetzung der neuen Gesetzgebung 
zum Arbeitslosengeld II in Wiesbaden der Gender-Aspekt berücksichtigt und ob z.B. bei der 
Schulung der Fallmanager/innen Gender-Wissen und interkulturelle Kompetenz vermittelt 
wird.

Beschluss Nr. 0005
 
Der Magistrat wird gebeten zu berichten, ob bei der Umsetzung der neuen Gesetzgebung zum 
Arbeitslosengeld II in Wiesbaden der Gender-Aspekt berücksichtigt und ob z.B. bei der Schulung 
der Fallmanager/innen Gender-Wissen und interkulturelle Kompetenz vermittelt wird.

 

Frau Stadtverordnetenvorsteherin Wiesbaden,         .03.2005
mit der Bitte um Kenntnisnahme
und weitere Veranlassung

Wolf
Vorsitzende

Die Stadtverordnetenvorsteherin Wiesbaden,          .03.2005

Dem Magistrat
mit der Bitte um Kenntnisnahme
und weitere Veranlassung

Thiels
Stadtverordnetenvorsteherin

Der Magistrat Wiesbaden,          .02.2005
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Dezernat VI
mit der Bitte um weitere Veranlassung Diehl

Oberbürgermeister
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